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Bonn, den 10. Juli 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes zur Verlängerung des 
Notgesetzes für die deutsche Hochseefischerei 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes 
tages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten. 

Der Deutsche Bundesrat hat zur Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes in seiner Sitzung vom 7. Juli 1950 nach der 
Anlage 2 Stellung genommen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blüdier 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Verlängerung des Notgesetzes 
für die deutsche Hochseefischerei 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Die Geltungsdauer des Notgesetzes für die deutsche 
Hochseefischerei vom 16. März 1950 (Bundesge- 
setzbl. S. 44) wird bis zum 30. Juni 1951 verlängert. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1950 in Kraft. 
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Begründung 

Das Notgesetz für die deutsche Hochseefischerei vom 16. März 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 44) tritt am 30. Juni 1950 außer Kraft. 

Die Voraussetzungen, die für den Erlaß dieses Notgesetzes maßgebend 
waren, bestehen noch fort. Die wirtschaftliche Lage der Hochsee- 
fischerei hat sich inzwischen weiterhin verschlechtert, so daß es 
erforderlich ist, mindestens bis zum 30. Juni 1951 nach § 1 des 
Notgesetzes Betrieben der Dampf hochseefischerei bei Verwendung 
inländischer Bunkerkohle auf Antrag einen Verbilligungsbetrag bis 
2 u 15, — DM je Tonne aus öffentlichen Mitteln zu gewähren. Der 
Jahresbedarf der Dampfhochseefischerei an Bunkerkohle beträgt 
etwa 450.000 Tonnen. 
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Anlage 2 


DER ZWEITE VIZEPRÄSIDENT DES DEUTSCHEN BUNDESRATES 


Bonn, den 7. Juli 1950 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 21. Juni 1950 - BK 2191/50 - 
beehre ich mich mitzuteilen, daß der Deutsche Bundesrat in seiner 
27. Sitzung am 7. Juli 1950 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grund- 
gesetzes beschlossen hat, gegen den 

Entwurf eines Gesetzes zur Verlängerung des 
Notgesetzes für die deutsche Hochseefischerei 

keine Einwendungen zu erheben. 


Dr. Müller 
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